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Aufbau und Betrieb eines Digitalen Archivs für die Freie Hansestadt Bremen; Abschluss 
des „Verwaltungs- und Finanzierungsabkommens zum Kooperationsverbund Digitale Ar-
chivierung Nord (DAN)“ 
 
 
A  Problem 
 
Behörden, Gerichte und öffentliche Stellen des Landes Bremen erstellen in Folge der IT-Strategie 
des Landes bereits jetzt – und zukünftig überwiegend in Folge der flächendeckenden Einführung 
des elektronischen Dokumentenmanagements – digitales Schriftgut. 
 
Das Staatsarchiv Bremen verfügt bislang nicht über die technische Infrastruktur, um das in Folge 
der gesamtbremischen IT-Strategie entstehende elektronische Schriftgut als digitales Archivgut zu 
übernehmen, auf Dauer zu erhalten und zugänglich zu machen. Das Staatsarchiv ist dazu aber 
gesetzlich durch §§ 2 Absatz 1und 4 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die Sicherung und Nut-
zung öffentlichen Archivguts im Lande Bremen (Bremisches Archivgesetz – BremArchivG -) vom 7. 
Mai 1991(Brem.GBl. S. 159), zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndG vom 21. Mai 2013 (Brem.GBl. S. 
166), verpflichtet. Um Unterlagen aus  Dokumentenmanagementsystemen insbesondere der bre-
mischen Behörden rechtskonform archivieren zu können, ist der Aufbau und der Betrieb eines bis-
her nicht existierenden digitalen Archivs sachlich geboten. 
 
Für den Aufbau eines Digitalen Archivs hat sich nach eingehender Prüfung unter Beteiligung des 
Finanzressorts als beste Lösung in organisatorischer, technischer und finanzieller Hinsicht ein Ko-
operationsverbund mehrerer Länder herausgestellt. Darüber hinaus soll sich ein solcher Koopera-
tionsverbund als ein Mitglied an dem bisher aus den Landesarchiven Baden-Württemberg, Bayern 
und Hessen bestehenden Entwicklungsverbund „Digitales Magazin“ (DIMAG) beteiligen und sich 
auf diese Weise Nutzungsrechte an dem Archivierungssystem gleichen Namens sichern. Diese 
Empfehlung ergab eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im Jahr 2013. Die Länder Hamburg, 
Schleswig-Holstein, Sachsen-Anhalt und Bremen wollen daher in genau diesem Sinne die erfor-
derliche Infrastruktur für den dauerhaften Erhalt wertvollen digitalen Schriftguts im Rahmen eines 
Kooperationsverbundes „Digitale Archivierung Nord“ (DAN) zentral für Norddeutschland schaffen. 
Niedersachsen war an den Verhandlungen beteiligt und behält sich den Beitritt zunächst noch vor. 
Auch weitere Mitglieder – vor allem Länder und Kommunen – können dem DAN beitreten. 
 
Voraussetzung und als erster Schritt notwendig war der Abschluss eines Verwaltungs- und Fi-
nanzabkommens über das DAN unter den bisher beteiligten vier Ländern. Hierzu bedurfte es in 
Bremen – wie in anderen beteiligten Ländern entsprechend – eines zustimmenden Senatsbe-
schlusses.  



B Lösung 
 
Der Senat hat der Unterzeichnung dieses Abkommens am 29. November 2016 zugestimmt, die 
beteiligten vier Länder haben das Abkommen unterzeichnet (Anlage).  
 
Bremen wird durch die Unterzeichnung Teil des Kooperationsverbundes und erhält unmittelbar das 
Recht zur Teilnahme an einer gemeinsamen fachlichen Leitstelle und einer gemeinsamen Len-
kungsgruppe, die alle fachlichen, organisatorischen und technischen Fragen des Betriebs des digi-
talen Magazins und auch dessen weiteren Aufbau steuert. Das Abkommen regelt den Aufbau und 
den Betrieb eines gemeinsamen mandantenfähigen elektronischen Magazins bei einem IT-
Dienstleister. Die Verantwortung für die elektronischen Unterlagen verbleibt bei den einzelnen 
Landesarchiven, angewendet wird das jeweilige Landesrecht.  
 
Nach dem Abschluss des Abkommens unter den Ländern steht nun als nächster Schritt für die 
Beauftragung des notwendigen IT-Dienstleisters die öffentliche Ausschreibung in einem Verhand-
lungsverfahren an. Die Deputation wird sodann über die Ergebnisse des Verhandlungsverfahrens, 
die voraussichtlich in der zweiten Jahreshälfte 2017 vorliegen werden, informiert. 
 
C  Finanzielle Auswirkungen, Gender-Prüfung 
 
Das DAN wird Aufgaben im gesamtbremischen Interesse wahrnehmen. Mit der Frage der Finan-
zierung wird die Deputation im Rahmen des Haushaltsaufstellungsverfahrens 2018/19 befasst 
werden. 

Der Abschluss des Verwaltungs- und Finanzabkommens selber begründet nach dessen § 7 noch 
keine unmittelbare finanzielle Verpflichtung für Bremen. Diese entsteht erst mit Bereitstellung von 
Mitteln durch den Haushaltsgesetzgeber und auch nicht rückwirkend. Im Rahmen der Haushalts-
aufstellung 2018/19 wird geprüft, ob und wie die benötigten investiven und konsumtiven Haus-
haltsmittel in die Haushalte für 2018/19 eingestellt werden können. Sollte dies nicht möglich sein, 
wäre in Anwendung des § 8 Abs. 2 des Abkommens bis zum 30. Juni 2019 zu klären, ob eine Fi-
nanzierung ab 2020 möglich ist. Andernfalls würde Bremen aus dem Verbund wieder ausscheiden. 

Die nach derzeitiger Schätzung für Bremen zu erwartenden Kosten stellen sich wie folgt dar: 

Investitionsausgaben im ersten Jahr:  rd. 40T€ 
 
Folgekosten: 
Personalkosten jährlich:    rd. 60T€ 
Kosten für den Grundbetrieb jährlich:  rd. 60T€ 
Kosten für den Mandanten Bremen jährlich:  rd. 75T€ 
 
Eine genauere Kalkulation der voraussichtlich entstehenden Kosten wird erst nach Beauftragung 
eines IT-Dienstleisters möglich sein.  

Das DAN hat keine genderbezogenen Auswirkungen. Als digitales Magazin mit den im BremAr-
chivG geregelten öffentlichen Informationsrechten richtet es sich an Frauen und Männer gleicher-
maßen. 

D  Beschlussvorschlag 
 

1. Die Deputation nimmt den Bericht zur Kenntnis. 

2. Die Deputation bittet den Senator für Kultur um einen Bericht über die Ergebnisse des Ver-
handlungsverfahrens zur Suche des IT-Dienstleisters. 
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